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1. Einleitung 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Finsterwalde hat in ihrer Sitzung am 
28.08.2019 den Aufstellungsbeschluss für die 1. Änderung des Bebauungsplanes „Helga-
straße“ für die Flurstücke 288/1, 288/2, 292/1, 292/2, 298/1, 298/2, 299/1 und 300/1   
der Flur 24 in der Gemarkung Finsterwalde gefasst. Für die Aufstellung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes soll das beschleunigte Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB) angewendet werden.  
 
Mit der Änderung des Bebauungsplanes werden die folgenden allgemeinen Planungsziele 
angestrebt: 
 

• Vergrößerung der überbaubaren Grundstücksflächen 
 
Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn der Bebauungsplan die Zulässig-
keit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung unter-
liegen oder und Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchsta-
be b genannte Schutzgüter bestehen sowie Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der 
Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Un-
fällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.  
 
Der Geltungsbereich des Entwurfs zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Helgastraße“ 
wurde auf den aktuellen Vermessungsplan vom 12.11.2019 mit dem Stand des Liegen-
schaftskatasters vom 29.10.2019 angelegt.  
 

 
© Geobasisdaten-/DE/LGB <Bereitstellungsjahr 2019> 
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Die Begründung zur Satzung vom April 2006 (in Kraft getreten am 14.07.2006) bleibt 
weiterhin gültig. Sie wird lediglich um die Begründung zur 1. Änderung ergänzt. 
 
Der Ausschnitt des Plangebietes der von den zeichnerischen Änderungen betroffen ist, 
wird zur besseren Übersicht in den Anlagen 1 und 2 dargestellt. 
 

2. Vereinfachtes Verfahren durch Anwendung des § 13 Bauge-
setzbuch (BauGB) 

 
Werden durch die Änderung oder Ergänzung eines Bauleitplans die Grundzüge der Pla-
nung nicht berührt oder wird durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes in einem Ge-
biet nach § 34 der sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende 
Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert oder enthält er lediglich Festsetzungen 
nach § 9 Absatz 2a oder Absatz 2b, kann die Gemeinde das vereinfachte Verfahren an-
wenden, wenn 
 
• die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet oder begründet 
wird,  

 
• keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 

genannten Schutzgüter bestehen und  
 
• keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermei-

dung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Durch die geringfügige Verschiebung der Baugrenze nach Osten werden die Grundzüge 
der Planung nicht berührt. 
Durch die Planung werden keine Vorhaben, die nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) oder nach Landesrecht eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
erfordern, begründet. 
Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG), durch die Planung beeinträchtigt werden können, 
da diese in einigen Kilometern Entfernung liegen. 
Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Auswirkungen von schweren Unfällen nach 
§ 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.  
Auf Grund der Voraussetzung, dass die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und 
den oben angeführten Gründen wird der Bauleitplan im vereinfachten Verfahren nach § 
13 BauGB aufgestellt. Es gelten folgende Vorschriften gemäß § 13 BauGB: 

 
Im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Abs. 2 BauGB kann: 
 

• von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
abgesehen werden, 

• der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb angemes-
sener Frist gegeben oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2 durchgeführt 

werden, 
• den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit 

zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben oder wahlweise die Be-
teiligung nach § 4 Abs. 2 durchgeführt werden. 
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Wird nach Satz 1 Nr. 2 die betroffene Öffentlichkeit beteiligt, gilt die Hinweispflicht des § 

3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (bezüglich des Ortes und der Dauer sowie Inhalt der Ausle-
gung) entsprechend. 

 
Im vereinfachten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von dem 

Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2, welche Arten um-
weltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklä-

rung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden. Bei 
der Beteiligung nach Absatz 2 Nummer 2 ist darauf hinzuweisen, dass von einer Umwelt-

prüfung abgesehen wird. 

 
3.   Planungsvorgaben 

 
3.1 Landesplanerische Vorgaben 

 
• Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986), zuletzt geän-

dert durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808), 
• Landesentwicklungsprogramm 2007 (GVBI. I S. 235), 
• Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin Brandenburg (LEP HR) vom 29. 

April 2019 (GVBl. II Nr. 35) in Kraft getreten mit der Wirkung vom 01.07.2019 
 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung bezogen auf das Plangebiet: 
 
• Mittelzentren im Weiteren Metropolenraum sind: 

„… Finsterwalde, ….“ - Z 3.6 Abs. 1 LEP HR 
 
•  Die Stadt Finsterwalde gehört als Mittelzentrum im weiteren Metropolenraum zu 

den Schwerpunkten der Wohnsiedlungsentwicklung. In diesen Schwerpunkten ist 
die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen ohne quantitative Einschränkung mög-
lich. – Z 5.6 Abs. 4 LEP HR 

 
Für das angezeigte Plangebiet enthält die Festlegungskarte des LEP HR keine flächenbe-
zogenen Festlegungen. 
 
Die Änderung der Planung entspricht daher den Zielen der Raumordnung. 
 
Folgende Grundsätze des LEP HR finden darüber hinaus in der Abwägung Anwendung: 
 
Grundsätze bezogen auf das Plangebiet 
 

• Die Siedlungsentwicklung soll unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzial in-
nerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhande-
ner Infrastruktur auf die Innenentwicklung konzentriert werden. – (G) 5.1 Abs. 1 
LEP HR 

 
• Zur Vermeidung und Verminderung des Ausstoßes klimawirksamer Treibhausgase 

sollen eine energiesparende, die Verkehrsbelastung verringernde und zusätzlichen 
Verkehr vermeidende Siedlungs- und Verkehrsflächenentwicklung angestrebt – 
(G) 8.1 Abs. 1 LEP HR 

 
Der Bebauungsplan entspricht insbesondere dem Grundsatz 5.1, wonach unter Inan-
spruchnahme vorhandener Infrastruktur Nachverdichtungspotenzial innerhalb vorhande-
ner Siedlungsgebiete genutzt werden soll. Die Planung widerspricht auch den weiteren 
Grundsätzen des LEP HR nicht. 
 
Aus der Regionalplanung sind derzeit keine konkreten Ziele abzuleiten. 
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3.2 Flächennutzungsplan 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Finsterwalde ist bereits Wohnbaufläche 
dargestellt. 
 
4. Änderungen des Bebauungsplanes 
 
4.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Helgastraße“ im Jahre 2006 wurde ein Allge-
meines Wohngebiet ausgewiesen. Die nunmehr geplante Erweiterung vorhandener 
Wohngebäude erfordert, die hintere Baugrenze bis zu den erforderlichen bauordnungs-
rechtlichen Abstandsflächen nach Osten zu verschieben (Abstand von mindestens 3 m zu 
den östlichen Nachbarn). Dadurch ergibt sich eine Vergrößerung der überbaubaren 
Grundstücksfläche. 
Der Änderungsbereich besitzt insgesamt eine Fläche von 4.290 m².  
Die zulässige Versiegelung mit einer GRZ von 0,4 bleibt jedoch bestehen. Eine zusätzli-
che Versieglung, im Vergleich zur bisherigen Bebauungsplanfestsetzung, wird damit aus-
geschlossen.  
Weitere Änderungen sind mit dem Planungsziel nicht verbunden. 
 
Die textlichen Festsetzungen zum Allgemeinen Wohngebiet gelten unverändert auch für 
den geänderten Bereich weiterhin. 
 
Nachfolgend sind die für den Planänderungsbereich nach wie vor geltenden Festsetzun-
gen noch einmal aufgeführt: 
Es ist ein Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt. 
 
Es sind zulässig: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaf-

ten sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Ausnahmsweise können Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende 

Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen zugelassen werden. 

 

Nach § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass Tankstellen und Gartenbaubetriebe im 

Allgemeinen Wohngebiet nicht zulässig sind. 

 

Die Anwendung des § 19 Absatz 4 Satz 2 BauNVO ist nach § 19 Absatz 4 Satz  

3 BauNVO ausgeschlossen. 

 
Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Die Flächen für Stellplätze und Zufahrten innerhalb des allgemeinen Wohngebietes sind 

nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Wasser- und Luftdurchlässig-

keit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltie-

rungen und Betonierungen sind unzulässig. 

 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, wie Grundflächenzahl und Zahl der 
Vollgeschosse sowie zur Bauweise bleiben auch für den Änderungsbereich unverändert 
bestehen: 
 
GRZ:       0,4 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß:  II 
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Alle anderen im ursprünglichen Plan zusätzlich enthaltenen Festsetzungen sind für den 
Änderungsbereich irrelevant. Sie werden daher an dieser Stelle nicht wiedergegeben. 
 
4.2 Änderung der Baugrenzen 
 
Der Eigentümer des Flurstücks 288/2 plant einen Anbau an das vorhandene Wohngebäu-
de. Um eine optimale Bebauung des Grundstückes zu ermöglichen ist eine Verschiebung 
der hinteren Baugrenze bis zu den erforderlichen bauordnungsrechtlichen Abstandsflä-
chen (Abstand von mindestens 3 m zu den östlichen Nachbarn) erforderlich.  
Die vordere Baugrenze zur öffentlichen Verkehrsfläche bleibt mit einem Abstand von 5 m 
bestehen.  
 
4.3 Eingriffs- und Ausgleichsregelung 
 
Durch die Änderungen des Bebauungsplanes erfolgt kein weiterer Eingriff, der über die 
bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan betrachteten hinausgeht. Die Festsetzung der 
überbaubaren Fläche von 0,4 (GRZ) für das Wohngebiet bleibt bestehen. Damit erfolgt 
keine Erhöhung des Eingriffs. 
Es sind somit keine Festsetzungen, die über die bestehenden hinausgehen, erforderlich. 
 

5. Nachrichtliche Übernahme 
 
5.1 Denkmal- und Bodendenkmalpflege  

 
Baudenkmal 
Es sind keine Baudenkmale im Plangebiet vorhanden.  
 
Bodendenkmale 
Mit Schreiben vom 03. Februar 2011 hat die Abteilung Bodendenkmalpflege des Landes-
amtes für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum mitgeteilt, dass die Lage 
des Bodendenkmals „Bronzezeitliches Gräberfeld, Finsterwalde Fpl. 84“ seinerzeit falsch 
lokalisiert wurde und einen aktuellen Plan dazu übergeben. Demnach liegt das Boden-
denkmal weiter westlich. Es berührt im südlichen Planteil nur noch geringfügig den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes. 
 
Die Kennzeichnung wurde im Planänderungsbereich aktualisiert. 
 
Darüber hinaus teilt das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
sches Landesmuseum mit Stellungnahme vom 19.12.2019 mit, dass die Belange des Bo-
dendenkmalschutzes nach Maßgabe des BbgDSchG zu beachten sind. 

 
5.2 Gehölzschutzverordnung des Landkreises Elbe-Elster 
 
Im Planbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Helgastraße“ befinden sich drei 
Gehölze, die unter die Gehölzschutzverordnung des Landkreises Elbe-Elster fallen und 
somit als geschützte Landschaftsbestandteile gemäß § 29 Bundesnaturschutzgesetz gel-
ten. 
 
Nach § 2 Abs. 2 der Gehölzschutzverordnung sind alle Bäume von mindestens 100 cm 
Stammumfang, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden oder bei einem niedrigeren 
Kronenansatz unmittelbar unter diesem gemäß § 2 Abs. 3 GehölzSchVO EE gemessen, 
geschützt. In Absatz 4 sind diverse Ausnahmen aufgeführt, für die diese Verordnung 
nicht gilt, u. a. Nadelgehölze im Innenbereich. 
 
Die im Plangebiet vorgefunden Bäume, die die Voraussetzungen für einen Schutz nach 
der Gehölzschutzverordnung erfüllen wurden erfasst und entsprechend der Art und des 
Stammumfangs bewertet. Die unter Schutz stehenden Gehölze sind nachrichtlich in den 
Bebauungsplan der 1. Änderung übernommen worden. 
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Es ist verboten, geschützte Bäume zu beseitigen, zu zerstören, in ihrem Aufbau wesent-
lich zu verändern oder den Wurzel-, Stamm - oder Kronenbereich zu beschädigen. Wei-
tergehende Reglungen der Verbote sind dem § 4 der Gehölzschutzverordnung des Land-
kreises zu entnehmen, zulässige Handlungen enthält § 5 GehölzSchVO EE. Die Gehölz-
schutzverordnung ist auf der Homepage des Landkreises Elbe-Elster abrufbar. 
 
Die Bäume befinden sich innerhalb der Baugrenzen, behindern jedoch eine sinnvolle Aus-
nutzung der Grundstücke nicht. 
 
Nach § 6 der Gehölzschutzverordnung bestehen verschiedene Tatbestände, die eine Aus-
nahme oder Befreiung von den Verboten zulassen, auf die an dieser Stelle jedoch nicht 
näher eingegangen werden soll, da eine Umsetzung der Planung auch ohne eine Beseiti-
gung der Gehölze möglich ist. 
 

6. Verfahrensvermerke 
 
1. Das Verfahren zur 1. Änderung des Bebauungsplanes „Helgastraße“ wurde mit Be-
schluss der Stadtverordnetenversammlung vom 28.08.2019 eingeleitet. Die ortsübliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck im „Amtsblatt für die 
Stadt Finsterwalde“ am 20.09.2019 erfolgt.  
 
2. Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 26.02.2020 den Entwurf 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes mit der Begründung gebilligt und zur öffentlichen 
Auslegung bestimmt. 
 
3. Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte in der Zeit vom 03.08.2020 bis einschließlich 
11.09.2020 und wurde durch Abdruck im „Amtsblatt für die Stadt“ am 24.07.2020 orts-
üblich bekannt gemacht. 
 
4. Die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom 
17.12.2019 gebeten worden, Ihre Stellungnahme zum Entwurf der 1. Änderung des Be-
bauungsplanes abzugeben. 
 
5. Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung vom 23.09.2020 über die vor-
gebrachten Hinweise und Anregungen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behör-
den und der sonstigen Träger öffentlicher Belange abgewogen. 
 

7. Rechtsgrundlagen 
 

-  Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I 
S.3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBI. I.S. 
1728) 

  
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 
 
-   Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhal-

tes Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90 vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I. S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017, (BGBl. 2017 I. S. 
1057) 

 
8. Sonstige Hinweise 
 
Brandschutz 
Gemäß § 5 Abs 1 BbgBO sind notwendige Verkehrsflächen für die Feuerwehr auszuwei-
sen und rechtlich zu sichern.  
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Telekommunikation 
Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH. 
Der Bestand und der Betrieb der Telekommunikationslinien muss gewährleistet sein.  
 
Für eine potentielle Versorgung der künftigen Bebauung sind umfangreiche Baumaßnah-
men innerhalb und auch außerhalb des Plangebietes, mit allen notwendigen rechtlichen 
Verfahren erforderlich. 
 
Eine Erschließung erfolgt grundsätzlich erst nach der Vorlage entsprechender Aufträge 
 
In allen Straßen bzw. Gehwegen/unbefestigten Randstreifen sind geeignete und ausrei-
chende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbrin-
gung der Telekommunikationslinien der Telekom Deutschland GmbH vorzusehen. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sind die DIN 18920 sowie dem Merkblatt „Bäu-
me, unterirdischen Leitungen und Kanäle“ festgelegten Mindestabstände zu vorhandenen 
Telekommunikationslinie zu beachten und einzuhalten. 
  
Durch Baumpflanzungen dürfen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
 
Für den vorhandenen Anlagenbestand gilt: 
Der vorhandene Anlagenbestand ist durch geeignete Maßnahmen zu schützen. Ein Ver-
bleib an der gegenwärtigen Stelle ist sicherzustellen. 
 
Einer Bebauung im Trassenverlauf der Telekommunikationslinie wird seitens der Deut-
schen Telekom GmbH nicht zugestimmt, weil dadurch der Bau, die Unterhaltung und Er-
weiterung verhindert wird und ein erhebliches Schadensrisiko für die Telekommunikati-
onslinie besteht. 
 
Sollten im Zuge weiterführender Planungen Erkenntnisse gewonnen werden, die eine 
Veränderung oder Verlegung der Anlagen der Telekom Deutschland unabdingbar ma-
chen, so ist dies dort unter Nennung der Konfliktpunkte bekanntzugeben und eine mit 
technisch und wirtschaftlich vertretbarem Aufwand realisierbaren Ersatztrasse zuzuwei-
sen. 
 
Im Falle einer notwendigen Änderung am Anlagenbestand benötigt die Telekom eine Be-
auftragung rechtzeitig, mindestens 24 Wochen vor Baubeginn, mit detaillierten Angaben 
zu Ihrer Baumaßnahme (Lage-, Querschnittspläne, Bauablaufplan). 
 
Die Kosten dafür sind, entsprechend dem Verursacherprinzip, vom Auftraggeber zu über-
nehmen sind. 
 
Ihre weiterführende schriftliche Kommunikation richten Sie bitte an: 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Technik Niederlassung Ost 
PTI 11 Fertigungssteuerung 
Zwickauer Straße 41-43 
01187 Dresden 
 
alternativ per Email an das Funktionspostfach ptidresden@telekom.de. 
 
Über die genaue Kabellage informieren Sie sich bitte vor der Aufnahme von Arbeiten in 
der kostenlosen Online-Anwendung „Trassenauskunft für Kabel der Telekom Deutschland 
GmbH“. 
Sollten Sie noch keinen Zugang zu unserer Online-Anwendung haben, so senden wir 
Ihnen kurzfristig die notwendigen Unterlagen zu. 
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Bei einer Auskunft in Papierform kann es unter Umständen zu längerem Wartezeiten 
kommen. 
Die Telekom Deutschland GmbH weist darauf hin, dass diese Auskunft dann kostenpflich-
tig ist. 



 
 
Anlage 1 (DIN A3): Auszug rechtskräftiger Bebauungsplan „Helgastraße“ mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Helgastraße“  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 2 (DIN A3): Auszug rechtskräftiger Bebauungsplan „Helgastraße“ – Legende mit Kennzeichnung der Änderungen (Baugrenze) 
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Anlage 3 (DIN A3): Auszug rechtskräftiger Bebauungsplan „Helgastraße“ – Legende Gehölzliste 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


